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Sozialstaat Österreich – 

Sicherungsdefizite und Armutsrisiken

Der österreichische Wohlfahrtsstaat genießt international gesehen ein beträchtliches Ansehen, das sich durch ein auf den Einzelnen oder die Einzelne bezogenes hohes Maß  an individueller sozialer Sicherheit begründen lässt. Ferner zählt Österreich zu jenen Ländern in der europäischen Union mit den niedrigsten Arbeitslosenraten sowie mit moderaten Armutsgefährdungsquoten. Ganz allgemein betrachtet, können sozialstaatliche Transfers als ein maßgebliches Instrument zur Umverteilung und für eine Politik des sozialen Ausgleichs angesehen werden. 

Dennoch werden auch bei uns Arbeitsmarktprobleme und überdurchschnittliche Armutsgefährdung für bestimmte Bevölkerungsgruppen sichtbar. Die Veränderungen der Erwerbsmöglichkeiten - zunehmende Risiken aus dem Arbeitsmarkt heraus zu fallen ebenso wie alle Erwerbsformen, die sich unter den Begriff „atypische Beschäftigung“ subsumieren lassen - führen zu Lücken im Sicherungssystem. Politische Maßnahmen, seien es jene, die im Namen der „Sozialen Treffsicherheit“ bereits umgesetzt wurden oder jene, die zur Pensionssicherung gegenwärtig vorgeschlagen und diskutiert werden, bewirken zudem eine Verunsicherung und einen Vertrauensverlust, der den sozialen Konsens gefährden könnte. 

Entgegen der herkömmlichen Ansicht ist, so meine erste These, Armutsgefährdung kein rückläufiges, marginales Problem im Sozialstaat Österreich. Weiters, so These zwei, laufen entgegen anders lautenden Behauptungen der Regierung, neue politische Maßnahmen und Konzepte auf eine höhere Armutsgefährdung einzelner Gruppen sowie auf größere Sicherungslücken hinaus. Um dies zu verdeutlichen, werden folgende Beispiele heran​gezogen: Armut, Arbeitslosigkeit, working poor. 

Beispiel Armut

Die jüngsten Berechnungen aus dem ECHP (Förster/Heitzmann 2002: 187-208) weisen 880.000 armutsgefährdete Personen in Österreich aus. Dies entspricht einer Armuts​gefährdungsrate von 11%. Knapp ein Drittel dieser Personen, etwa 310.000, haben darüber hinaus Einschränkungen bei der Lebensführung (z.B. Substandardwohnung, Schulden bei Miete etc.). Hier spricht man von akuter Armut, sie liegt bei 3,9%. 

Überdurchschnittliche Armutsrisiken zeigen sich für (vgl. Förster/Heitzmann 2002: 193): 

· Alleinerziehende ohne Erwerbseinkommen

· PensionsbezieherInnen in Einpersonenhaushalten

· Nicht-EU-BürgerInnen

· Langzeitarbeitslose

· Personen in Haushalten ohne Beschäftigung

· Personen mit Behinderungen

Beispielsweise haben Alleinerziehende ohne Erwerbseinkommen ein viereinhalb Mal so hohes Armutsgefährdungsrisiko wie die Gesamtbevölkerung, Langzeitarbeitslose ein knapp dreifaches, PensionistInnen in Einpersonenhaushalten ein zweieinhalbfaches und Nicht-EU-BürgerInnen ein doppelt so hohes Armutsgefährdungsrisiko wie die österreichische Gesamt​bevölkerung. Im Fünfjahresvergleich 1994 und 1999 zeigt sich, dass das relative Armuts​gefährdungsrisiko für behinderte Menschen, Arbeitslose, SeniorInnen und PensionistInnen deutlich gestiegen ist.

Beispiel Arbeitslosigkeit

Nach Berechnungen der Statistik Austria hat die Erwerbstätigkeit, aber auch die Arbeitslosigkeit in Österreich von 1991 bis 2001 weiter zugenommen. Bei der Volkszählung von 2001 gaben 255.000 Personen an, arbeitslos zu sein. Überdurchschnittlich betroffen sind hier Jugendliche (von 15 bis 19 Jahren) - im besonderen Mädchen - und Personen über 50 Jahre. Die Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung zeigen eine deutliche Differenz zwischen Männern und Frauen: Beispielsweise wurde im Jahr 2001 an Männer ein durchschnittliches monatliches Arbeitslosengeld von € 727,- bezahlt, an Frauen hingegen nur € 591,-. Ähnlich hoch ist auch der Unterschied bei der Notstandshilfe, Männer können im Schnitt € 586,- in Anspruch nehmen, Frauen lediglich € 460,-. Es kann anhand dieser Zahlen davon ausgegangen werden, dass sich die Zunahme des relativen Armuts- und Armutsgefährdungsrisikos für erwerbslose Personen weiter fortsetzt. 

Beispiel Working Poor

Nicht zuletzt muss hinsichtlich der Armutsgefährdung auch auf die größer werdende Gruppe der working poor aufmerksam gemacht werden. Hinter diesem Begriff stehen jene, die trotz Erwerbstätigkeit armutsgefährdet bzw. akut arm sind. Die schon erwähnte Veränderung von Erwerbsarbeit (Stichwort: Niedriglohnsektor, atypische Beschäftigung, prekäre Arbeits​formen) führt zu einer Zunahme der Armutsgefährdung von Erwerbspersonen, auch hier in Österreich. Besonders betroffen sind MigrantInnen-Haushalte, aber auch selbstständige Erwerbstätige (vor allem in der Landwirtschaft), Lehrlinge etc. Förster/Heitzmann (2002: 201) konstatieren dazu, „dass Abweichungen vom typischen Arbeitsvertrag, und damit einem unbefristeten, vollzeitbeschäftigten Dienst​verhältnis, zu einem erhöhten Armutsrisiko führen.“

Generell kann abschließend festgehalten werden, dass es vor diesem Hintergrund verwunderlich ist, wenn viele Reformen und Veränderungen in Österreich primär auf Einsparungen im sozialen Sicherungssystem abzielen, sei es durch den erschwerten Zugang zu Leistungen oder durch generelle Leistungseinschnitte. Sie können als Politik der Ausgrenzung angesehen werden. Restriktionen in der Arbeitsmarktpolitik, die Pensionsreform oder die Vorschläge zur Überführung der Notstandshilfe in eine Sozialhilfe neu stehen beispielhaft dafür. 

Es muss in Zukunft allerdings darum gehen, neue sozialpolitische Konzepte vorzulegen, die den sich ändernden sozialen Risiken im wohlfahrtsstaatlichen Gefüge Rechnung tragen. Notwendige Bausteine dazu sollen Maßnahmen sein, die erstens Erwerbschancen verbessern (u.a. eine Forcierung der aktiven Arbeitsmarktpolitik) sowie zweitens neue Formen der Erwerbstätigkeit in das soziale Netz einbinden und armutsfeste Mindeststandards, im Sinne einer bedarfsorientierten Grundsicherung für alle, festlegen. Weiters darf sich eine aktiv gestaltete Politik, die sich gegen Armut und Verarmungsrisiken wendet, nicht – wie dies im Augenblick der Fall ist – im Vornherein gegen jede Diskussion zu Grundeinkommens​konzepten verwehren. 
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